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Veueſte Tagesnachrichten
x Der deutſche Geſchäftsträger übergab dem alliierten Rat

„Note, welche gegen die fortgeſetzte Erhöhung
t Stärke der alliierten Beſatzungstruppen im
irheintſchen Deutſchland Ein ſpruch erhebt da Deutſch-
nd dieſe Belaſtung finanziell nicht ertragen könne.

gm Oberhaus erklärte der Lordkanzler, England
Notfalle an das britiſche Volk einen Appell zur Ver-
der gegen Jrland zu verwendenden Streitkräfte

verde im

nehrung

tichden.

die Bolſchewiſten haben an der Düna die Polen,
Enſeli am Kaſpiſchen Meer die Engländer zum Rück-

Fug gezwungen.

abbruch der Saarverhandlungen
b. Berlin, 20. Mai.

Wegen Unſtimmigkeiten mit den Mitgliedern der alliierten
micte in der Grenzkommiſſion für das Soargebiet hat ſich, wie
egeteilt, der deutſche Delegierte, Oberſtleutnant von
Frlander, zur Abreiſe entſchloſſen. Dieſem bemerkenswerten
Worgang iſt hinzuzufügen, daß nach dem Friedensvertrag die
eenzen des Saargebiets zu einem großen Teil mit den be-
ſebenden Verwaltungsgrenzen zuſammenfallen, die
h dem Wortlaut des Vertrages nicht geändert werden dürfen.
dtoßdem wollte die Kommiſſion am 15. d. M. eine Ueber
zreitung der Grenze bei Mettlach und Einbeziehung
eiteren Gebietes in das Saarbecken beſchließen. Oberſtleutnant

u kylander lehnte die Beteiligung an dieſer Maßnahme ab, da
eine Verletzung des Friedensvertrages darſtelle. Der Vor
zende der Kommiſſion erklärte nun, daß man dann bei dem
hiſchafterrat die Entſendung eines anderen deutſchen Dele
Jerten beantragen wolle. Darauf verließ der deutſche Kom
ſſar die Sitzung. Seine Haltung wird von der deutſchen

jegterung durchaus gebilligt, ſo daß man ſich nicht
ranlaßt ſicht, Herrn von Xylander abzuberufen. Er iſt jedoch
gewieſen worden, die Mitarbeit än der Grenzfeſtſetzungs-
humiſſion bis cuf weiteres ein zuſtellen.

b. Ludwigshafen, 20. Mai.
die deutſche Grenzfeſtſetzungskommiſſion, welche aus elf Mit-

lietern, und zwar aus Offizieren und Vertretern der Regierung
t Pfalz beſteht. hat geſtern in Zweibrücken die Feſtlegung
er Grenz führung zwiſchen der Rheinpfalz und

Saargebiet vorgenommen.

Der „Völkerbund““ gegründet
b. Rom, 20. Mai.

der Völkerbundsrat hat geſtern ſeine öffentliche
hlußſitzung auf dem Kapitol abgehalten. Tittoni hielt

ine Anſprache, in der er feſtſtellte, daß der Völkerbund
unnehr endlich konſtituierit ſei und der Hoffnung
druck gab, daß der Völkerbund ſeine hohen Aufgaben zu er
ilen imſtande ſein werde. Nach dieſer Rede wurden ver
hiedene Berichte über die Kriegsgefangenenfrage, über die Ab-
üſtung und über die Finanzfragen verleſen und einſtimmig an
ommen. Zum Präſidenten der Finanzkonferenz in
ſtüſſel iſt der frühere Schweizer Bundespräſident Ador er

int worden.

Die Pref formation meldet aus London, von England
u werde eine Bewegung eingeleitet, um die unverzügliche
iaberufung des Völkerbundes zu fordern, an der
i alle nicht angeſchloſſenen Länder, beſonders Deutſch
ind und Rußland, teilnehmen ſollen. Auf dieſer Konfe-
z ſoll die Auflöſung des Oberſten Rates beſchloſſen
ten. Die weiteren Arbeiten werden alsdann der Friedens
iſerenz des Völkerbundes übertragen.

w Rotterdam, 20. Mai.
Vie hieſige Blätter melden, ſind Asquiths kritiſche

tnerkun gen über die internationale Politik der Alliierten
leicht nicht ohne Einfluß auf die Haltung geblieben, die Lloyd
re in Hyhthe eingenommen hat. Tatſächlich iſt dort be
W eine Abänderung des Verſailler Vertragesſhloſſe n worden, die ſich vornehmlich auf die Deutſchland
etlegte Schadenvergütung bezieht. Die Feſtſetzung
s beſtimmten Summe bedeute einen kräftigen Schritt vor

auf dem Wege.

100 Milliarden genügen nicht
b. Rotterdam, 20. Mai.

Kho de Paris hat an befugter Stelle angefragt, ob die
on 100 Milliarden in Gold, deren Bezahlung
tſhland angeblich angeboten habe, richtig ſei, und ob die
erten ſich damit begnügen würden. Es wurde dem Blatte
wortet: „Davon kann keine Rede ſein. Wir ver
gen mehrk“
Eobald die Sachverſtändigen in praktiſcher Weiſe die Löſung,
m Hythe getroffen worden iſt, verwirklicht haben, wird
erand nach London zu einer letzten Unterredung
Aoyd George reiſen. Die Hauptfrage bildet die Konfe-

von Spa. Die Summe von 120 Milliardenl iſt fakſch. Jn keinem Falle wird, wie verlautet, die
e von 100 Milliarden Mark in Gold, die Deutſchland an
m bereit iſt, angenommen werden. Ebenſo wird geſagt,
utſchland nicht ermächtigt ſein wird, in dieſem
W die Entſcheidung der Alliierten zu diskutieren.
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Das bedrohte Deutſchtum
Interpellationen über Schleswig und den Oſten Hrau Fietz bricht eine Lanze für die Schwarzen

Die Kbgeordneten verlaſſen als Proteſt dagegen den Saal
Fortſetzung des Sitzungsberichtes

Die Beſprechung der Interpellation über die Verwendung
farbiger Truppen in dem beſetzten Gebiet eröffnet

Abg. Frau Zietz (U. S.): Alle brutalen Jnſtinkte entſtammen
nur dem Militarismus, der überhaupt beſeitigt werden muß.
Wenn Deutſchland die Bedingungen des Friedensvertrages über
die Stärke ſeines Militärs erfüllen würde, würde es ein ge
neigtes Ohr bei den Alliierten für die Verminderung der
Beſatzungstruppen finden. Die Jnterpellanten haben
kein Wort gegen die unſittlichen Roheiten, die gegen deutſche
Frauen durch deutſche Soldaten begangen ſind. Auch in Ruß
land, Belgien uſw. haben deutſche Soldaten ſolche Scheuß-
lichkeiten begangen. (Stürm. Unterbrechungen; andauernde
große Entrüſtung; Rufe: Pfui Teufel!) Mit dieſen Zurufen
heißen Sie die Freveltaten der deutſchen Soldaten gut. (Er
neuter Lärm; ſtürmiſche Schlußrufe; die Rechte, das Zentrum,
die Demokraten und ein Teil der Sozialdemokraten verlaſſen den
Saal.) Es iſt nur ein Raſſenkampf gegen dieSchwarzen, den wir nicht mitmachen.

Abg. Frau Mende (D. Vpt.): Für die Vergewaltiger ſeiner
Kinder kann niemand einen Funken Liebe empfinden. Vielleicht
nützt es noch, ſich an den Papſt zu wenden.

n Laverrenz (Dtſchntl.) begründet eine Jnterpellation be
reffen

Maßnahmen der Jnternationalen Schleswig-Kommiſſion,
die von allen Fraktionen außer den Unabhängigen und der
Bayeriſchen Volkspartei unterzeichnet iſt und ſich wegen der
Erlaſſung däniſcher Geſetze und Einführung
der Kronenwährung in der erſten Abſtimmungszone be-
ſchwert. Da die Grenze noch nicht feſtgeſetzt ſei, ſeien beſonders
in der zweiten Zone die ſchwerſten Schädigungen entſtanden.

Reichsminiſter Dr. Köſter: Die Schritte der däniſchen Regie
rung ſind weder mit dem Geiſte noch mit dem Wortlaut des
Friedensvertrags vereinbar. Wir haben am 11. Mai in einer
Note in Paris und ſpäter in Flensburg proteſtiert, ohne
Reſultat. Das Rehht iſt auf unſerer Seite, aber
leider nicht die Macht, dieſe Rechtsbeugung zu hindern. Wir
müſſen im Süden der erſten Zone eine proviſoriſche Wäh-
rungsgrenze ſchaffen, und das geſchieht. Die zweite
Zone wird uns aufs engſte angeſchloſſen werden. Nach dem nahe
bevorſtehenden Abzug der Kommiſſion aus Flens-
burg werden wir auch die Zoll grenze nach Süden legen
können. Ganz Deutſchland wird nicht ruhen,
bis alle unzweifelhaft deutſchen Landesteile
wieder mit uns vereinigt ſind. GBeifall.)

Abg. Pohlmann (Dem.) begründet eine Jnterpellation aller
Fraktionen mit Ausnahme der Unabhängigen betreffend die
Rechte der deutſchſprechenden Bevölkerung in
den an Polen abgetretenen Gebieten. Dieſe Rechte würden
andauernd aufs ſchwerſte verletzt.

Reichsminiſter des Auswärtigen Köſter:
Die Reichsregierung hat ſich bemüht, ſoweit es nach dem

Friedensvertrag irgendwie möglich iſt, Abhilfe zu ſchaffen und
wird weitere Schritte nicht unterlaſſen. Mehrere Punkte ſind
bereits von den Alliierten beſprochen, und wo ſich irgendwie eine
Gelegenheit zur mündlichen Verhandlung über die Verletzung
des Friedensvertrages ergibt, wird die Regierung es weiter tun.
Sie iſt auch entſchloſſen, gegen die Polen alle möglichen Druck
mittel auf wirtſchaftlichem Gebiet anzuwenden, um ſie zur Ein
haltung der übernommenen Verpflichtungen zu beſtimmen. Für
den Zweck iſt ſeit mehreren Wochen gegenüber einer Reihe von
Ausfuhrbewilligungen größere Zurückhaltung geübt und die
Ausfuhr wichtigerer Artikel nur auf Kompenſationsvertrag be-
willigt worden. Die Zurückſetzung deutſch-pol-
niſcher Staatsbürger deutſchen Stammes iſſt
Tatſache und ſie widerſpricht dem Vertrage, als nach ihm alle
polniſchen Bürger gleichberechtigt ſein müſſen. Die Polen mögen
ſich darüber klar ſein, daß auch in Deutſchland ſehr erhebliche
polniſche Minderheiten wohnen, die ſich bis jetzt unbehindert der
Ausübung ihrer kulturellen Rechte erfreuten. Was würden die
Polen ſagen, wenn gegen dieſe Minderheit gleiche Maßnahmen.
angewendet würden? Die lange Hinausziehung der Option und
des Korridorverkehrs ſind in Paris beſprochen worden, und wir
haben unſeren Wunſch, ſie bald zu regeln, nachdrücklichſt geltend
gemacht. Ehe wir auf andere Verhandlungen eingehen, müſſen
dieſe wichtigſten Fragen erſt erledigt werden. Wir hoffen, daß
die Polen die Notwendigkeit bald einſehen werden. Auch wurden
durch den Reichs- und Staatskommiſſar über den ſichereren
Eiſenbahnverkehr im Korridor Vorſtellungen erhoben. Einzelne
Vorſchläge werden der Botſchafterkonferenz übermittelt werden.
Auch die polniſchen Umtriebe in Oberſchleſten ſind Tatſache, und
die Regierung hat die Jnteralliierte Kommiſſion nachdrücklich
auf dieſe Gefahr aufmerkſam gemacht. Der Vorſitzende dieſer
Kommiſſion in Oberſchleſien, der franzöſiſche General Lerond,
hat darauf erklärt, ſolange er an der Spitze dieſer Kommiſſion
in Oberſchleſien ſtünde, werde kein polniſcher Soldat das Ab-
ſtimmungsgebiet betreten. Die deutſche Regierung hofft, daß
dieſer franzöſiſche General ſich an ſein Wort halte. Auch daß
eine weitverzweigte Aufruhrorganiſation beſteht, iſt Tatſache und
wurde der Jnteralliierten Kommiſſion mitgeteilt, auch ſind Vor
ſtellungen deswegen in London, Paris und Rom erhoben. Auch
die Ein griffe in die Rechtspflege ſind richtig, und
die Richter, die ihre Tätigkeit eingeſtellt haben, bedienen ſich nur
eines Rechtes, das ihnen der Friedensvertrag ausdrücklich zu
geſteht. Auch hier haben wir Zuſtellungen erhoben, um die
Wiederaufnahme einer geordneten Rechtspflege zu ermöglichen.
erner wegen der Verhinderung der Mandatsausübung ober-

ſchleſiſcher Abgeordneter haben wir Vorſtellungen erhoben.
General Lerond hat aber erwidert, der Oberſte Rat hab a
ſo beſchloſſen, und danach habe ax die Grlaub-
nis zur Reiſe den Abgeordneten nicht erteilen per

können. Sonſt hat keine Kommiſſion die Ausübung der Man-
date beſchränkt. Die Verteilung der Kohlen hat der Wiedergut-
machungsausſchuß in Paris für ſich in Anſpruch genommen. Er
kann aber nach dem Vertrage nur beſtimmen, wieviel Kohlen
Deutſchland zu liefern hat und hat nicht das Recht, über die
Lieferung von Kohlen aus beſtimmten Kreiſen Deutſchlands zu
verfügen. Die Regierung hat daher Einſpruch erhoben, und
über dieſen Einſpruch wird zurzeit verhandelt. Die Verhand-
lungen führt der Reichskommiſſar für Kohlenlieferung in Paris,
das Ergebnis iſt noch nicht bekannt.

Abg. Frau Schmidt (Ztr.) begründet eine Interpellation aller
Fraktionen betreffend

die Zuſtände in den Kreiſen Eupen, Malmedy.
Reichsminiſter Dr. Köſter: Bei den Verhandlungen in der

belgiſchen Kammer war immer die Rede von einer Wieder
vereinigung der Kreiſe mit Belgien Die Kreiſe
haben niemals zu Belgien gehört. Die Regierung
hat einwandfreies Material dafür, daß die belgiſche Regierung
die freie Abſtimmung ſabotiert. Die Schikanen und Aus
weiſungen mehren ſich von Tag zu Tag. Wir haben bei der
belgiſchen Regierung, der Friedens konferenz und dem Völker
bund prvoteſtiert.
Es folgt die Interpellation der Abgg. Schulz Bromberg und
Gen. (Dtſchntl.) betreffend die Feier des 1. Mai und die
Erteilung von Urlaub an Arbeiter und Beamte in
den Staatsbetrieben am 1. Mai.

Reichsarbeitsminiſter Schlicke erklär die Jnterpellation
s der geſchäftsordnungsmäßigen Friſt beantworten zu

en.
Abg. SchulzBromberg (Dtſchntl.) erklärt zur Geſchäfts

ordnung: Das heißt nichts anderes, als die Regierung lehnt
es ab, die Interpellation zu beantworten. Sie ſei ſeit dvei
Wochen bekannt geweſen. t
Interpellation zu beantworten, ſo bedeute das, daß die Regierung

der Beantwortung aus dem Wege gehen volle.Denn bereits morgen gehe die Nationalverſammlung aus
einander. Das ſei das ſchlechte Gewiſſen der Re
gierung. Als der Redner verſucht, noch weitere Ausführungen
zu machen, unterbricht ihn Präſident Fehrenbach, um darauf
aufmerkſam zu machen, daß die Auseinanderſetzungen des Abg.
Schulz nicht mehr zu den geſchäfts ordnungsmäßigen Aus
führungen gehören. Der Redner redet trotzdern weiter. Es er
hebt ſich aber ein derartiger Lärm, daß ſeine weiteren Worte
nicht mehr zu verſtehen ſind.

Abg. Henke (U. S.) begründet einen geſtern eingebrachten
Antrag Geyer- Leipzig betreffend fofortige Aufhebung
des Ausnahmezuſtandes in allen T des Reiches.

Abg. Löbe (Soz.) wird mit einem großen Teile ſeiner
Freunde für den Antrag ſtimmen.

Reichsminiſter des Jnnern Koch: Es iſt nicht angängig, den
Ausnahmezuſtand überall aufzuheben, da die Wahl geſichert
werden muß. Doch ſoll geprüft werden, wie weit eine Milde-
rung möglich iſt.

Abg. Gilſing (Ztr.) iſt gegen den Antrag.
Abg. SchultzeGävernitz ſtimmt dem Miniſter bei.
Der Antrag wird mit den Stimmen der ſtarkbeſetzten

ſozialdemokratiſchen Partei angenommen.
Es wird dann abgeſtimmt über den Antrag des Ausſchuſſes,

die nachgeſuchte Genehmigung zur Einleitung eines gericht
Jichen Verfahrens' gegen den Abgeordneten
Braß nicht zu erteilen. Die Abſtimmung bleibt zweifelhaft.
Bei Hammelſprung ergibt ſich bei 207 Stimmen die Beſchluß
un fähigkeit des Hauſes.
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Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 2 Uhr 20 Min.
Erledigt werden Geſetzentwürfe betreffend Erweiterung der

Verordnung über militäriſche Amneſtie, betreffend
Entſchädigungsanſprüche verhafteter oder verurteilter
Elſaß-Lothringer, betreffend die Erteilung einer Kredit
ermächtigung, betreffend Beendigung des Kriegs
zuſtandes zwiſchen Deutſchland und Coſtaricag,
betreffend patentamtliche Gebühren in allen drei Leſungen.

Der Geſetzentwurf über den Perſonenſtand wird in
zweiter und dritter Beratung angenommen. Der Einſpruch des
Reichsrats gegen die Einſtellung von 500 000 Mark zur Er
richtung einer wiſſenſchaftlichen Abteilung für Volksbildung an
der Univerſität Frankfurt am Main wird dem Verfaſſungs-
ausſchuß überwieſen.

Erledigt in zweiter und dritter Leſung werden die Reichs
haushaltsrech nungen 1916 und 1917 und die
Berichte der Reichsſchuldenkommiſſion, ferner der
Bericht des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft über die Herauf-
ſetzung des Grundlohnes und Ausdehnung der Verſicherungs
pflicht in der Krankenverſicherung und der Bericht desſelben Aus
ſchuſſes über den vorbereitenden Reichswirtſchaftsrat.

Es folgt die erſte Beratung eines Geſetzentwurfes betreffend
das Abkommen mit der ruſſiſchen föderativen
ſozialiſtiſchen Sowjetrepublik über die Heim-ſchaffung der beiderſeitigen Kriegs gefangenen und
Zivilinternierten.

Abg. Henke (U. S) wünſcht Anknüpfung ſofortiger Be
ziehungen zu Sowjetrußland.

Abg. Scheidemann (Soz.): Das Auswärtige Amt möge alles
verſuchen, daß wir mit Sowjetrußland in ein klares und er
trägliches Verhältnis kommen.

Das Geſetz wird in allen drei Leſungen angenommen.
Ebenſo dasjenige über den gegenſeitigen Gefangenen
austauſch mit der lettiſchen republikaniſche n
VRapublik.

Nächſte Sißung morgen 946 Uhr vormittag: Aufhebung
Militärge richtsbarkeit und anderes

Wenn der Miniſter es ablehnt, die



A in bolſchewiſtiſche Zuſtände bewußt hineingetrieben wird, dem
h verden ob dieſem Verhalten des preußiſchen Kultusminiſters

M allen Kreiſen und Parteien
h Jnmmerhin
n gen umfein

als Sachwalter
eines Bolſchewiſtenführers

b. Eſſen, 18. Mai.
Wie noch erinnerlich, hatte ſich vor kurzem der Oberlehrer

di Siemſen wegen Beteiligung an der Errichtung der Revo
utionsherrſchaft in Eſſen vor dem außerordentlichen Kriegsgericht

Herr Häniſch

u verantworten. Da der Angeklagte ſich auf freiem Fuß be
indet und ſich verborgen hält, konnte die Verhandlung nicht ſtatt
inden. In der Zwiſchenzeit iſt feſtgeſtellt worden, daß der An

vorübergehend
und

geklagte bei einem Eſſenerfreunde Geſinnungsgenoſſen Unterbar a gefunden hat. Zurzeit befindet er ſich, wie mit Sicher-
it anzunehmen iſt, in Berlin unter dem beſonderen

Schutz des Kultusminiſters Haeniſch. Sein Ver-
j ieidiger, Dr. Levy, hat in einer Eingabe an das außerordentliche
Kriegsgericht mitgeteilt, daß Dr. Siemſen ſich in wiſſenſchaft

lichen und perſönlichen Angelegenheiten auf Reiſen befindet. Der
Verteidiger machte ferner geltend, daß Dr. Siemfen den Stand-
punkt vertritt, daß er nicht beſtraft werden kann, weil ſeine Straf-
taten durch das ſog. Bielefelder Abkommen gçeſchützt
rn Aus dieſem Grunde habe eine Strafverhandlung gegen
hn überhaupt keinen Zweck. Die Strafverfolgung habe aber

auch aus einem anderen Grunde keinen Zweck mehr. Und dieſer
Grund iſt äußerſt bemerkenswert. Dr. Siemſen hat die Eſſener
Gerichtsbehörde wiſſen laſſen, daß ſein Standpunkt in dieſer An
gelegenheit ausgeſprochenermaßen auch der Standpunkt des
Kultusminiſters iſt. Unter dieſen Umſtänden hat der Angeklagte

überhaupt nicht die Abſicht, ſich dem außerordentlichen Kriegs
gericht in Eſſen zu ſtellen, pochend auf den Einfluß ſeines Be

ſchützers, des Kultusminiſters Haeniſch. Jn der Tat ſetzt zurzeit
der Kultusminiſter alle Hebel in Bewegung, um Dr. Siemſen

dem Arm des Eſſener Kriegsgerichts zu entreißen. Jn dieſem
Beſtreben hat der Kultusminiſter das Anſinnen an den Juſtiz

miniſter geſtellt, das außerordentliche Kriegsgericht zu Eſſen an
zuweiſen, das Strafverfahren gegen Dr. Siemſen unverzäüglich
niederzuſchlagen. Ein ſolcher Verſuch ſtellt einen unerhörten Ein

griff in das ſchwebende Gerichtsverfahren dar. Und dabei iſt zu
bedenken, daß der Kultusminiſter nicht einmal einwandfreie
Kenntnis von dem unter Anklage geſtellten Strafmaterial beſitzt,
c vielmehr lediglich einen einſeitig gehaltenen

ericht von dem Angeklagten Dr. Siemſen hat
geben laſſen. Wie die Dinge heute liegen, muß allen Ernſtes da
mit gerechnet werden, daß der Juſtizminiſter tatſächlich mit einem

Machtwort die Niederſchlagung des eingeleiteten Strafverfahrens gegen Dr. Siemſen anordnen
wird. Es fällt an ſich ſchwer, an einen ſo brutalen Eingriff in
die Strafrechtspflege zu glauben, aber angeſichts des Falles
Nathan, in dem ebenfalls treibende Kräfte in Berlin den Juſtiz-
miniſter zum Eingriff in das ſchwebende Verfahren zu veran
r ſuchten, würde es nicht wundernehmen, wenn auf Be

kreiben des Kultusminiſters Dr. Siemſen, deſſen Tätigkeit in den
Revolutionstagen der Efſener Anklagebehörde die zwingende

Handhabe zur Einleitung des Strafverfahrens gegeben hat,
über den Kopf des zuſtändigen Kriegsgerichts
hinweg der weiteren Strafverfolgung ent-ßogen werden ſollte, während Hunderte von Angeklagten,
Fie ſich in ähnlicher Weiſe an den revolutionären Vorgängen im

MRuhrrevier beteiligt haben, ihre verdiente Strafe über ſich tag
jäglich ergehen laſſen müſſen.
Dazu ſchreibt die „D. T.“: Dieſe Meldung iſt ein würdiges
GBegenſtück zu dem von der Regierung verbreiteten Schanddoku-

nennt über die Begnadigung Hunderter von bolſche
h viſtiſchen Verbrechern. Wer vielleicht noch

Deutſchland von ſeiten ſeiner Regi
immer

inen Zweifel hegt, daß ng
hoffentlich nun die Augen aufgehen. Das deutſche Volk hat wohl

e ein Recht darauf, von Herrn Haeniſch Auskunft zu verlangen,
inwieweit er tatſächlich eine Rechtsbeugung von ſeiten des Juſtiz

miniſters gefordert hat. Wir zweifeln zwar nicht daran, daß es
an faulen Ausveden nicht fehlen wird und daß wieder das

Märchen von der Abwehr des Kapp-Putſches herhalten
muß aber die Oeffentlichkeit iſt ja allmählich gewöhnt, an Stelle
von ſachlichen Auskünften nichtsſagende Redensarten zu hören.

Das deutſche Bürgertum jedoch ſollte ſich angeſichts des immer
klarer zutage tretenden Regierungskurſes ins bolſchewiſtiſche

Lager vor Augen halten, daß es nur durch feſten Zuſammen
ſchluß unter Anſpannung aller Kräfte der Gefahr begegnen kann.

Das neudeutſche Schnüffelſyſtem
Die großen Unannehmlichkeiten, die während des Krieges

jedermann durch die Handhabung der Zenſur n ſind von
Pus kritiſiert worden.in dieſer Zeit, wo das deutſche Volk im

eine Exiſtenz einem hervorragend organiſierten
lichen Spionageſhſtem ausgeſetzt war, eine gewiſſe Not-

wendigkeit zu behördlichen UeberwachungsI maßnahmen. Geradezu ſtandalös aber iſt es, daß nach Be
l endigung des Krieges die Zenſur nicht nur nicht beſeitigt

worden iſt, ſondern ſich im Gegenteil zu einem regelrechten
behördlichen Spitzeldienſt ausgebildet hat.

Das Recht zu dieſem Schnüffelſyſtem begründet ſich nicht etwa,
wie man annehmen ſollte, in der Reichsverfaſſung, ſondern in

einer Verfügung der ſogenannten Volrsbeauftragten von
eigenen Gnaden aus dem November 1918. Um dem „Volke“
dieſe unerhörten Maßnahmen ſchmackhaft zu machen, wird ihnen
ein ſachliches Mäntelchen umgehängt, indem man von „Be-
kämpfung von Na ratonerſ un gen ſpricht, obgleich auf der
Hand liegt, daß die wirklichen Schieber nicht ſo töricht ſein
werden, Kapital in Briefen nach dem Auslande befördern zu
wollen. Aber der wahre Zweck der Maßnahmen erhellt blitzartig
aus einer Anfrage des Abg. Dr. Moſt (D. Vp.) in der National-
verſammlung und J welche die „BerlinerMorgenpoſt“ eingezogen hat. Ein Brief Dr. Moſts wurde näm
lich kürzlich von deutſchen Zenſurbehörden geöffnet, obgleich der
volle Name mit Adreſſe des Abſenders auf dem ca ſtanden
und beide, Abſender wie Empfänger, als einwandfreie Perſön-
lichkeiten bekannt waren. Die kundigungen der „Morgen-
poſt“ ergaben dann noch, daß nicht nur der Auslands
verkehr, ſondern auch der geſamte Jnlandspoſt-
verkehr ſowie Telephonverkehr überwacht wird.
Allerdings ſind die Folgerungen, welche die „Morgenpoſt“ an
dieſe Tatſachen knüpft, von einer bemerkenswerten Naivität. Um
den wären des Krieges in den Ueberwachungsſtellen beſchäf-
tigten Offizieren ihre Poſten zu erhalten, würde wohl unſere
famoſe Regierung bei ihrer bekannten Generoſität keinen Finger
krümmen, geſchweige denn einen ſolchen rieſenhaften Apparat
unterhalten. Nein, aber bei der Durchſchnüffelung der Poſt be
ſteht die Möglichkeit, über die politiſche Tätigkeit
von unliebſamen Perſönlichkeiten, Parteien
und Verbänden auf dem erhaltenzu werden. Und nach den bisherigen Erfahrungen iſt der Ver-

acht nicht von der Hand zu weiſen, daß ſich die Regierung im
Kampfe um ihre Miniſterſeſſel dieſes unſauberen Mittels zur
Beſpitzelung Andersdenkender bedient.

Preisſtürze und Kaufangebote
b. Dortmund, 20. Mai.

Die Werke des rheiniſch- weſtfäliſchen Jn
duſtriegebietes werden ſeit einigen Tagen von Agenten,
welche in Maſſen Lebensmittel anbieten, überlaufen. Nament
lich werden Hülſenfrüchte, das Pfund von 2 Mk. ab, an
geboten, auch Fettwaren und Leder zu billigeren Preiſen.
Die Werke halten jedoch überall mit Beſtellungen zurück, da man
ein weiteres rapides Sinken der Preiſe für die
nächſten Tage erwartet.

Jn der Möbel, Konfektions- und Schuhwaren-Branche
herrſcht nach wie vor völlige Geſchäftsſtille.

k. Köln, 20. Mai.
Die Stockung im Wirtſchaftsleben iſt ſo groß,

bereits eine Anzahl von Werken eine verkürzte
Arbeitszeit einführen muß. Es iſt zu erwarten, daß die
Zahl der Arbeitsloſen, die gegenwärtig im Kölner Bezirk 14 000
beträgt, in den nächſten Wochen erheblich ſteigen wird. Die
Stadt hat für dieſen Fall Notſtands arbeiten vorgeſehen.

Eine Erklärung des Keichspräſidenten
Zu den Klagen über die ſchwarzen Truppen nimmt Reichs

präſident Ebert in folgender Erklärung Stellung:
„Dem Reichspräſidenten ſind zahlreiche Proteſte

gegen die Gewalttätigkeiten der ſchwarzen Beſatzungstruppen zu
gegangen, u. a. von der Vermittlungsſtelle vaterländiſcher
Frauenverbände, insbeſondere von deutſchen Frauenver
einen und Frauenbünden aus verſchiedenen Teilen Deutſchlands.
Der Reichspräſident empfindet dieſe Proteſte als durchaus
berechtigt; die Reichsregierung wendet der Angelegenheit
dauernd ernſteſte Aufmerkſamkeit zu und bemüht ſich mit allen
Kräften, den Uebergriffen Einhalt zu tun und zu erreichen, daß
a Truppen in den beſetzten Gebieten nicht mehr verwandt
werden.“

Die Polen gehen
Warſchau, 20 Mai.

Das letzte amtliche polniſche Kommuniqué beſagt: Der
Feind fährt fort, ſeine Truppen gegen die Front in der Um
gebung von Kiew zu kongzentrieren. Südlich der Dwing
haben die polniſchen Truppen ſich nach langen Kämpfen unter
dem Druck des feindlichen Heeres auf eine neue
Verteidigungslinie zurückgezogen.

Der Tiefſtand der polniſchen Mark

h l
deutſche Mark, ein

zurück

eine Abſtempelung der alten Noten plant, wobei auch von einer
neuen Verkehrsſperre geſprochen wird.

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

43) Von Max Treu- Halle.
Wir waren und ſind alle über den ungehobelken Pakron

empört, der in ſolch grober Weiſe eine ihm dargebotene
Hand zurückſtoßen konnte. Natürlich ſtehen wir nun auch
alle auf Kriegsfuß mit ihm, niemand grüßt ihn, und er
grüßt niemanden. Mit höhniſchem Lächeln, ſo will mir
ſcheinen, geht er an uns vorüber, und wer weiß, weſſen wir
uns von ihm zu gewärtigen haben. Etwas Gutes iſt es
ſicher nicht.

Die Arbeiten an denjenigen Stellen, wo die Bahn dem
Verſprechen Vokols gemäß oberhalb unſeres Friedhofes ent
lang geführt werden ſollten, hat er plötzlich einſtellen laſſen

die ganze Strecke da oben liegt zur Zeit ſtill. Wir haben
kein Recht und auch keine Luſt, ihn zu fragen; aber uns ahnt
Böſes, und ſo haben wir einen Eilboten zur Landeshaupt-
ſtadt Budapeſt abgeſandt, der den zuſtändigen Behörden dort
die Baupläne überbringen ſoll mit unſerer Bitte, den Fried
hof, wie Vokol geplant, zu umgehen und unſere Väter und
Urväter in Frieden ruhen zu laſſen.

Unter den Bahnarbeitern iſt das alte rohe Weſen, das
Vokol zurückgedämmt hatte, aufs neue zutage getreten. Den
ganzen lieben Sonntag ſitzt die Geſellſchaft bei Stawienski,
krinkt, ißt, ſchreit und johlt, und wenn die erſten Schatten
des Abends in das Tal fallen, ſo marſchieren ſie unter
wüſtem Geſchrei, das ſie Geſang nennen, berauſcht durch die
Dorfgaſſen, ganze Scharen von Kindern hinter ihnen her.

Reiner hat dem Jngenieur Simai ein Schreiben ge
ſchickt, daß ſolche Ruheſtörungen, die leicht ſchlimme Aus-
ſchreitungen im Gefolge haben könnten, in rin nicht
mehr geduldet werden würden, und daß er, der Ortsvor-

ſteher, bäte, die Leute zu verwarnen. Der Ungar hat das

mit der Sicherheit des Staatsbürgers beſtellt iſt, konnte eng

Staatsbürgerliche Hreiheir
in der deutſchen Re

Wie es unter der demokratiſch ſozialiſtiſchen
publig
egierun

lich ein Mitarbeiter der „Kreuzzeitung“, Major y e kürp
eigenen Leibe erfahren. Jn ſeinem Arbeitszimmer
vorgeſtern, wie er erzählt, ein Kriminalkommiſſar
Sicherheitswachmann, die ihn aufforderten, ſi ein
timieren. Auf die Frage nach dem Grund dieſes lege
niſſes wurde an Herrn v. W. von dem Kriminalkomm omm
Anfrage geſtellt, wie er ſich während der Kappe ſerd 4
halten habe. Er ſei von einem Paſſanten, der ihn e
der Straße geſehen habe, verdächtigt worden, der tn auf
Major Pabſt zu ſein. Trotzdem Herr v. W, in achte
war, ſich durch einen mit ſeinen Bilde verſehenen ben
ten Ausweiſe des Staatskommiſſars für Aufrechtertg
der öffentlichen Sicherheit, durch Jagdſchein und ſt
ausreichende Papiere ausweiſen konnte, und trotden ſie
aus mehreren hundert Perſonen beſtehende Perſonel daß
großen Verlagshauſes, in dem Herr v. W. ſeit Jahren de
iſt, ihn genau kennt nebenbei bemerkt, trotzdem er m
nicht die geringſte Aehnlichkeit mit dem flüchtigen m
Pabſt hat, den er um Haupteslänge überragt muth
er den Weg zur Wache antreten und wurde t
ſo lange feſtgehalten, bis ein Mitglied der jetzigen Regie
telephoniſch durch Veſchreibung ſeiner Perſonlichteit m

daß er wirklich nichts mit dem Major Pabſt zu tun ha h
Beſonders charakteriſtiſch für die Art des Vorgehen

gegen Herrn v. W. die nicht einmal als ein eſehen entſchulöbar erſcheint iſt die Tat d
man den Mann, der ihn als Major Pabſt bei der Polizei daß
gezeigt hatte, nicht nur nicht Herrn v. W. gegenübergeſten
ſondern ihn einfach nach der Erſtattung alt
Anzeige hatte laufen laſſen. Wenn ein der
artiges Verfahren weiter Platz greifen ſollte, ſo iſt t
Staatsbürger mehr ſicher, ob er nicht jeden Tag auf Grin
der frivolen Anzeige eines üblen Denunzianten oder vie
leicht auch nur eines Spaßvogels aus ſeinem Arbeitszimmer
oder aus ſeiner Wohnung verhaftet und auf eine Polizeiwache
gebracht werden kann.

Wohnungsnot im Reichshaushaltsausſchuß
b. Berlin, 20. Mai

In der Sitzung des Ausſchuſſes für den Reiz
haushalt ſtand heute zur Beratung:

Bereitſtellung weiterer Mittel zur Fertigſtellung ſoldher
Bauten,
nichts vollendet werden konnten.

Von verſhieenen Seiten wurde Heroorgehoben, daß der
Weg, der durch Eewährung der Baukoſtenzuſchüſſe beſchritten
iſe den gewünſchten Erfolg bisher nicht erreicht habe, allein auch
aricht erreichen könne.
diejenigen Faktoren zu richten, die heute die Bautätigkert beein-
trächtigen und lahmzulegen drohten. Es wurde aber anderer
ſeits anerkannt, da

bewilligt werden müßten. Als Ergänzung zu dieſer
brachten die Abgeordneten Dr. Mittelmann
ſicke die folgende Reſolution ein:

Zuſtimmung

rung zu erſuchen, zur Steuerung der
nungsnot

1. ein Geſetz zu erlaſſen, das die weitere Einwanderung
von Ausländern ſo lange verbietet, bis nicht den wohnung
ſuchenden deutſchen Familien ein menſchenwürdiges Unter
kommen geſichert iſt;

2. Maßnahmen zu treffen, die die private Bautätigkeit zu
beleben geeignet iſt;

8. Sorge zu tragen, daß die Unterſtützung des Wohnungs
baues in umfangreicherem Maße wie bisher, dem Lande in
nete zur Herſtellung von Arbeiterwohnungen zugewendet
wi Von dieſer Reſolution wurde bei der Abſtimmung abge

lehnt gegen die Stimmen der Antragſtelker
während Punkt 2 und 8 angenommenPunkt 1,

wurden.
Ferner brachte der Abgeordnete Jrl folgende Reſolution

ein, die angenommen wurde.
Der Ausſchuß wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen,

Maßnahmen zu treffen, durch welche der beſtehenden
Wohnungsnot abgeholfen wird, insbeſondere

1. den Aufenthalt der in den letzten zwei Jahren eingewan
derten Ausländer ſtrenger zu kontrollieren;

2. auf die billigere Herſtellung von Bauſtoffen ein beſon
deres Augenmerk zu richten;

3. die Herſtellung von wirtſchaftlich nicht begründeten Be

ten nur in Ausnahmefällen zuzulaſſen.,

es ablehnen müſſe, den Arbeitern für ihr Tun und Treiben
außerhalb der Arbeitsſtunden Vorſchriften zu machen.

Nun hat Reiner die Warnung, die ebenſo würdig wie
ernſt abgefaßt war, den Arbeitern in ungariſcher und pol-
niſcher Sprache durch Ausſchellen bekanntmachen und in
ſämtlichen Wohnbaracken mehrere Exemplare ebenfalls in
beiden Sprachen anſchlagen laſſen. „Um nach Kräften
Schlimmerem vorzubeugen“, ſo ſagte er zu mir, „habe ich das
kleinere Uebel gewählt und in ihrer Sprache den Fremden
eine Konzeſſion gemacht.“

Wenn es nur bei dieſer Konzeſſion bleibt!
12. Juni 1866.,

Heute morgen mitten in der Schulſtunde wurde ich
e erufen, es ſei jemand da, der mich ſprechen wolle,
teß es.

Als ich hinauskomme, ſteht ein Mann anf dem Gang,
im ungariſchen Schnürrock, mit Stulpſtiefeln, einem martia-
liſchen Schnurrbart und ſchwarzen, blitzenden Augen.

„Dapi r ten Tag!“ ſagt er auf gut Deutſch zu mir.
in ich!“

Jch ſehe ihn von oben bis unten an, kann mich nicht
entſinnen, ihn ſchon jemals irgendwo geſehen zu haben, und
antworte:

„Möchten Sie nicht die Güte haben, mir zu ſagen, wer
Sie ſind, mein Herr?“

Da blitzt er mich herausfordernd mit ſeinen ſchwarzen
Augen an:

„Gewiß! Jch bin der neue Lehrerl“
Jch mag wohl bei dieſer vom Himmel fallenden Er

öffnung einen Augenblick wie leblos dageſtanden haben,
denn der Fremde wiederholte:

„Jch bin der neue Lehrer!“
Nun fand ich aber die Sprache wieder.

„vVerzeihen Sie“, wandte ich ein, „mir iſt aber gar
nichts davon bekannt, daß hier ein neuer Lehrer herkommen

Die Gemeinde hat,elben Velchlus üherhaunt
icht gefaßt, und es iſt bei

das kann ich verſichern, einen ſtändnis beſäßen.

auch durchaus kein Bedürfnis zur Anſtellung eines dritten

Lehrers vorhanden! Sie müſſen ſich alſo im Jrrtum be
finden

„Durchaus nicht! Jch bin der neue Lehrer, wie ich
Jhnen ſchon ſagte!“

a, der Kunde gefiel mir nicht. Mit dem ſchien eh
offenbar nicht ganz richtig zu ſein.

„Wollen Sie ſich nicht zum Ortsvorſteher Reiner be
mühen?“ fragte ich, um ihn loszuwerden, denn meine
Kinder in der Klaſſe fingen an, unruhig zu werden und den
üblichen Zwiſchenſtundenlarm zu machen,

Wieder ſchüttelte er den Kopf. J
„Nein! Jch bin an Sie, an Herrn Lehrer Steger in

der Gemeinde Beidenburg, gewieſen!“
„Ja, zum Teufell Wer weiſt Sie denn an mich, den

Unwiſſenden?“
„Das hohe Komitat!“

Jetzt war es mir, als habe mich der Blitz getroffen
Mit einem Schlage ſtand alles in greller Beleuchtung vor
meinem Auge, und jedes Dunkel, das in den Reden des
Fremden gelegen, war gewichen.

Das hohe Komitat!
Das Wort löſte mir jedes Rätſel; es hätte keines Zu

ſatzes ſeitens des Ankömmlings mehr bedurft.
Der aber ſprach jetzt ruhig weiter:
„Wundern Sie ſich darüber? Die Sache kann noq

nicht überraſchend kommen. Eine ganze Anzahl Einwohnet
Jhres Ortes hat den Wunſch geäußert, ihre Kinder unter
richten zu laſſen, und dieſer Wunſch v Jhnen e
werden. Das hohe Komitat hat mich, den Lehrer Stephan
Bagdor, beauftragt, dieſen Unterricht zu übernehmen, und
ich erſuche Sie. mir die Räumlichkeiten anzuweiſen, wo der
ſelbe ſtattfinden kann.“

Na, der war ja kurz und bündig! „Jy ſuis et in
reſtel“ ſchien ſein Leitſpruch zu ſein. e wollte ihm aben
zeigen, daß wir für ſolche Kürze und Bündigkeit kein Ver

artſetung folgt.

ſeiner

die bisbang wegen ungenügender Baukoſtenzuſchüſe

Es ſei notwendig, das Augenmerk auf

die von der Regierung geforderte Bereit
ſtellung weiterer Mittel zur Fertigſtellung begonnener Bauten

und Dr. Roe-
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zu ge
n der Waſſerwirtſchaft im Harze zu Braun

lverein in Minden; 3. Bremer Kanal
4. Bayriſcher Kanalverein in Nürnberg;

in rSaaleKanalgeſellſchaft in Merſeburg;u Manalgeſell ſchaft in Leipzig; 7. Ausſchuß für Saale
t und den Elſter Saale Kanal in Wpoig 8. Ver
eins derung der ſüdlichen Linie des Kittelland-
n Saunſchweig. Die ſämtlichen Verbände ſchließen ſich
m wirtſchaftlichen Vereinigung für Mittel und Süd-

l aſemmen. itz der neuen großen Vereinigung iſt

Na fand die erſte Tagung des neuen Verbandes
a Vorſitz führte Geheimrat Dr. StegemannBraun-
r die Verſammlung begrüßte und davauf hin

o Regierungen, 16 Staats und Provingialbehörden,
etammern, 10 Verbände und 28 Städte vertreten ſeien.
e ſehteren ſeien genannt: Erfurt, Kaſſel, Eiſenach,
amburg, Gera, Meiningen, Hildburghauſen, Jlmenau,

t valke, Altenburg Leipzig Nürnberg, Jena, uſw.
Keſtende ſieht in der Verſammlung einen machtvollen
P Wiederaufſtieg, beklagt das Schickſal unſerer Hanſa
n ige Bremens, geht auf die Bedeutungtli 3e ere wirtſchaftliche Wiedergeburt ein,
t die un

ir heuteTnſhherwen des Berichterſtatters Dr. Rauſch finden

g ihren Niederſchlag in einer Reſolution, welche
mig angenommen wird
die waſſerwirtſchaftli-he Vereinigung für Mittel und
utſchland, zu der ſich führende Verbände zur Förderung
gaſerwirtſchaft und des Waſſerſtraßenverkehrs in Mittel
güddeutſchland am 18. Mai 1920 in Weimar zuſammen

eſen haben, nehmen zur Frage des Mittellandkanals
de Stellung ein: 1. das mitteldeutſche Induſtriegebiet

unter allen Umſtänden gleichzeitig mit der Vollendung des
tellandkanals Anſchluß an dieſen erhalten; 2. die Frage
gittellandkanals ift nicht eine vein praktiſche Angelegen

ſondern eine ſolche der deutſchen Volkswirtſchaft; 8. da
deutſchen Waſſerſtraßen nach der Reichsverfaſſung ſpäteſtens

1. April 1921 auf das Reich übergehen und ſchon am
dttober 1920 eine Verſtändigung darüber mit dem Reich
gen hat, ſo iſt Preußen gar nicht mehr in der Lage,

ganal ſelbſt zu finangieren und zu bauen; das Reich kann
m das Projekt zur Ausführung bringen. Demgemäß ge
die Mittellandkanalvorlage nicht mehr vor den preußiſchen
di ſondern vor, den Reichsrat und den Reichstag, die
e das Ceſamtprojekt und die endgültig zu wählende Linien
ung eine Entſcheidung zu treffen haben.

Oberbürgermeiſter Dr. Becker Mindendann w.
den WerraMainKanal, der nach ſeinen Ausführungen
je Geſamtwirtſchaftt Thüringens von beſonderer Bedeutung
nd Thüringen gleichzeitig an den Nord-Süd- Verkehr an
en ſoll. Es ſprechen des weiteren Stadtbaurat Förſter

fels über die Kanaliſierung der oberen Saale und
ſkus Dr. Uhlig- Leipzig über die Waſſerſtraßenverbindung

Saale und Werra. Das Südlinienprojekt ſieht den Aus
e Saale für 600-Tonnen-Schiffe ſowie im Anſchluß daran

tberhalb Merſeburgs nach Leipzig abzweigenden Saale
Kanal, durch welchen eine direkte Perbindung Rheinland-
alens auch mit dem ſächſiſchkhüringiſchen Induſtriegebiet
tffen wird, vor. Es rechnet für ſpäter auch mit

einer weiteren Verbeſſrung des Saale
aſers bis Naumburg und mit einem Zweigkanal
biet der Unſtrut. Das ſog. Rehderſche Projekt erſtrebt im
7 den Verbindungskanal zur Saale gleichfalls einen
uß des ſächſtſchthüringiſchen Induſtriegebiets. Jn der

Hall rde anal nach Leipgig abzweigen.
beteiligt ſich an den Projekten,

m ſie 1. eine direkte Linie von Merſeburg anſchl ießend an
iſterSaaleKanal durch das Braunkohlengebiet weſtlich der
me Halle Weißenfels oder 2. von Merſeburg ſaaleaufwärts
umburg a. S. von dort durch die Unſtrut über Vitzenburg

a Erfurt plant. Vonaus ſoll durch einen Stichkanal Nordhauſen und das Süd
Gebiet angeſchloſſen werden. Schließlich referierte noch

S den Stand der ſüddeutſchen (Bahern und
g) pläne und Dr. Flügel-Bremen über eine

derbindung vom rheiniſch weſtfäliſchen Induſtriegebiet zu
itſhen Nordſeehäfen, welch' letztere er gegenüber Rotter

rrenzfähig erhalten wiſſen will. Jn einer Schlufz-
h am 19. Mat vormittags wurden dann noch Aufſchlüſſe
de Talſperren im Werragebiet (Dr. WolfEiſenach), der

Saale (Reg. Baumeiſter SalfeldSaalfeld) und des
t NagelBraunſchweig) gegeben. Für den Harz liegen

eine ganze Reihe von durchgearbeiteten Talſperren-
ßgebieten der Leine, Oker und Bode

fir den erſten Ausbau insgeſamt 9 Talſperren vorgeſehen.
n Umf noch ſind die in den Quellengebieten der

und Fulda geplanten Thüringer Talſperren. Jn Ausſicht
biet 5 Talſperren mit einem Stau

Im oberen Saaletal ſchließlich ſind 1-2 Sperren
vlligen Dimenſionen 6500 bis 600 Millionen Kubik
Stauinhalt geplant.
uf Anregung Oberbü ters der Stadt Eiſenach,
aſon, wurde ſchließlich folgende bedeutſame Reſolution
nig angenommen „Bei der bereits eingetretenen und in
en Umfange noch bevorſtehenden Arbeitsloſigkeit bedeutet es
e Erſparnis an Geldaufwand, wenn diqh zur Erwerbs
merſtützung erforderlichen Summen für die Herſtellung
Aperren und Kanalprojekte im Tätigkeitsgebiet der Ver-
m verwendet werden, ſobald dieſe Projekte zur Ausbau-
Wiehen ſind. Die r hält es daher für dringendde rig mit der Ausführung ſolcher Projekte be

Auch die übrigen bauwürdige
r h

n Projekte find unter

m

dieſem Geſichtspunkt ſchleunigſt ſoweit tn fhren Voracbeiden zu
fördern, daß dieſer Bau baldigſt in Angriff genommen werdenkann. Um den Arbeitern eine Zerreißung re Hausſtandes zu

erſparen, ſind hierbei diejenigen Projekte als Projektteile in erſter
Reihe zu berückſichtigen, welche in der Nähe größerer Städte
mit beſonders erheblicher Arbeitsloſigkeit liegen.“ Nach einigen
Abſchiedsworten wurde die Tagung geſchloſſen. Die nächſt
jährige (zweite) Tagung des neuen Verbandes wird in Eiſenach

ſtattfinden ANBezahlung des nichtstuns
zum Stimmenfang

Die Wahlangſt der Regierung treibt immer ſchönere
Blüten, verleitet ſie zu immer größerer Unbedenkklichkeit
in der Wahl der Mittel. Landrats- und Heimatsdienſt-
Skandal ſind hier ſchon wiederholt beleuchtet worden; jetzt wird
man auf einen neuen Pfiff aufmerkſam, wie Steuergelder
zu verſteckter Wahl propaganda mißbraucht werden.
Die „Deutſche Tageszeitung“ erhält folgende Zuſchrift:

„Daß die Regierung Staatsgeldex für Parteigzwecke, der
mehrheits ſozialiſtiſchen Partei bereitſtellt, ſcheint ja nunmehr
durch das Protokoll der Zentrale für Heimatdienſt,
die ſich lediglich als eine ſozialdemokratiſche Par
teieinrichtung für Wahlzwecke entpuppt hat, feſt
zuſtehen.

Wir find einem anderen Weg auf die Spur gekommen,
wo ſo recht unbemerkt der preußiſche Eiſenbahnfiskus die
Gelder der Steuerzahler benutzt, um die Bahnarbeiter jetzt
kurz vor der Wahl bei der mehrheitsſozialiſtiſchen Fahne zu
halten. Die Eiſenbahn ſoll zwar mit einer Jahres unter
bilanz von 12 Milliarden arbeiten, aber das macht ſchein
bar nichts, der deutſche Michel kann ja bezahlen, und unſere
Notenpreſſe ſteht außerhalb des tawiflichen Achtſtundenarbeits-

tages. Seit kurzer Zeit erhalten nämlichſämtliche Eiſenbahnarbeiter, wohlgemerkt
Arbeiter, nicht Angeſtellte, für die Feiertage'den vollen Tageslohn ausgezahlt, genau,
als ob ſie ihre acht Stunden gearbeitethätten. Es liegt doch hier offen zu Tage, daß die Regie
rung lediglich jetzt kurz vor den Wahlen auf Stimmenfang
ausgeht, man fürchtet die Abwanderung der „Bahner“ in das
unabhängige Lager, und ſo werden auf Koſten des deutſchen
Steuerzahlers ſchleunigſt allerlei Mätzchen angewendet, um
die heutige Regierung als die alleinſeligmachende anzuprei
ſen. Die Sozialdemokratie hat unſeres Wiſſens Gelder genug,
um ſich Stimmvieh zu fangen, unerhört iſt es aber, wenn
eine Behörde ſolchen Angriff auf den Geldbeutel des Steuer-
gahlers begeht. Gibt es denn keine behördliche Jnſtanz, die
dieſem Geldverſchleudern zu Gunſten des Stimmenfanges
einer Partei, ein Ende bereiten kann? Was ſagt der Herr
Reichsfinanzminiſter zu dieſem Wirtſchaftsſyſtem

Nein, es gibt keine behördliche Jnſtanz. Und der Herr
Reichsfinanzminiſter wird den Teufel tun und ſeinem Koali
tions-, Amts und Parteikollegen von der Eiſenbahn bei der
Propaganda für die durchaus gemeinſamen Jntereſſen in den
Arm fallen

Demokraten gegen die Demokratiſche Partei
Aus Stralfund wird geſchrieben: Am Abend des

14. Mai hatten ſich die Militäranwärter Stralſunds verſammelt,
um ſich über die bevorſtehenden Reichstagswahlen aus
Zuſp t. Der Vorſitzende, Obertelegraphenſekretär Toboll,
ein rüheres Mitglied der
Partei, ſprach in temperamentvollen, von warmer Vater
landsliebe und tiefem religiöſen Empfinden zeugenden Worten
von der großen Unzufriedenheit, die durch die Parteiwirtſchaft
der bisher regierenden Parteien in weiten Volkskreiſen ent
tanden ſei. Man dürfte nur Kandidaten wählen, die die
Feſtigkeit des Charakters beſitzen, das Vaterland
über die Partei zu ſtellen. Wolle man wieder aufbauen,
ſo müſſe man die große Schwenkung mitmachen, die ſich aller
wärts vollziehe, nämlich die Schwenkung nach rechts.
Jm Verlaufe der Ausſprache erklärte der demokratiſche
Ratsherr Rechnungsrat Otto, daß er bisher ein
eifriges Mitglied und aufrichtiger Förderer der Demokratiſchen
Partei geweſen ſei, aber die Politik dieſer Partei, die uns nicht
aufwärts, ſondern abwärts führe, nicht mehr mitmachen könne,
u vollzog ſeinen Eintritt in die Deutſche Volks
partei. Zu der Verſammlung waren die Vorſtände der Be
amtenvereine Stralſunds eingeladen, deren Mitglieder an der
Ausſprache vegen Anteil nahmen und in ihrer Mehrheit ſich im
Sinne des Verſammlungsleiters äußerten.
Kriegsverluſte der akademiſchen verbände
betrugen nach Angabe des neueſten Univerſitätskalenders vom
W.-S. 1919/20:

Wingol f. 290 p. H.Akad. Turnbund eBurſchen ſchaft.
Sondersh. Verb. (Geſangv.)
Verein Deutſcher Studenten
Köſener S. C.
Landsmannſchaft
Schwarzburgbund
Weinheimer S. C.
Turner ſchaft.
Jüd. Verbindungen im K. C.
Ver. jüd. Studenten
Bund der jüd. fr. wiſſ. Vereine

Die Angaben des Schwarzburgbundes und der Vereine jüdi-
ſcher Studenten ſtammen aus dem Jahre 1917, die der Turner-
ſchaft aus dem April 1918.

Generalmajor von Loßberg iſt an Stelle des beurlaubten
Generals v. Watter mit der Führung des Wehrkreis-
kommandos 6 (Münſter) beauftragt. Die Vertretung des
Generals v. Loßberg als Chef des Generalſtabs des Reichswehcr
gruppenkommandos 2 (Kaſſel) iſt Major v. Hammerſtein
übertragen.

Der Mitgliederſchwund in der K. P. D. Jn einer Ver-
u in Chemnitz gab der Führer der kommuniſtiſchen

rbeiterpartei, Rühle, an, daß die kommuniſtiſche Partei (Spar-
takusbund), zu der die K. A. P. D. jetzt in ſchärfſter Oppoſition
ſteht, in ganz kurzer Zeit von 150 000 Mitgliedern auf 50 000
heruntergegangen ſei, die mar heiß heute auch nicht mehr
vorhanden ſeien. Rühle, deſſen Eröffnungen auf die Ver-e den Eindruck machten, führte das zurück auf

Parole der Wahlbeteiligung, die die K. P. D.
e.
Späte Einſicht. Der Vizekanzler a. D. Schiffer ließ ſich in

einer Wahlrede in München nach der Kreuzztg. folgendermaßen
aus: „Es beſteht kein Anlaß, den 9. November als einen Tag
des „Sieges“ zu feiern. Der Makel des Rechtsbruches haftet
dieſem Tage an; die Folgen zeigten ſich: Der Rechtsſtaat, unſer
Stolz von einſt, iſt erſchüttert in ſeinen Grundfeſten; geſchwunden
iſt der Sinn für Mein und Dein, ſelbſt der Beamtenſtand konnte
den Verſuchungen nicht überall widerſtehen. Kein beſſerer Be
weis für die Rechtsohnmacht unſerer Tage iſt möglich, als die

ausgegeben

Tatſache, daß man nicht einmal einen Hölz auf deutſchem Ge
biete keſinehmen konnte.

Demokratiſchen

Provinz Sachſew
Die Lage des Arbeitsmarktes in Sachſen

und Knhalt
Wie im Vorjahre brachte der Monat April einen erfreu

lichen Rückgang der Arbeitsloſigkeit. Erwerbsloſen
unterſtützung beziehen im Regierungsbezirk Magdeburg 2749
Erwerbsloſe gegenüber 3801 Erwerbsloſen des Vormonats, im
Regierungsbezirk Merſeburg 258 Erwerbsloſe gegenüber 299 Er
werbsloſen des Vormonats, im n irk Erfurt 824
Erwerbsloſe gegenüber 901 Erwerbsloſen des Vormonats, und
in Anhalt 2 Erwerbsloſe gegenüber 7. Erwerbsloſen des Vor
monats. Die höheren rin tilungegiſfern des Berichtsmonats
ſind auf die Abwanderung induſtrieller Arbeiter und Arbeite-
rinnen in die Landwirtſchaft und in den Bergbau zurückzu-
führen. Die beginnende günſtige Geſtaltung des Arbeits
marktes wurde durch Kohlenmangel und unſichere wirtſchaftliche
Verhältniſſe gehemmt.

Die Verſorgung der Landwirtſchaft mit einheimiſchen
Wanderaxbeitern machte gute Fortſchritte. Sehr geſucht werden
ledige Knechte und Mägde. Der Bedarf an Arbeitskräften für
die Spargelernte wurde gedeckt. Eine leichte r im
Transportweſen machte dem Bergbau Mehreinſtellungen an
Arbeitskräften möglich. Die che miſchen und verwandten Jn
duſtrien zeigten ſich weiter aufnahmefähig. Die Metall
induſtrie war mit Aufträgen eingedeckt, mußte deren Aus-
führung aber wegen Kohlenmangel zurückſtellen. Die Papier
be- und verarbeitenden Gewerbe litten unter den hohen Papier-
preiſen. Jm Holzgewerbe brachen in verſchiedenen Orten der
Provinz, auch in Magdeburg, Streiks aus. Die Nachfrage nach
Tiſchlern und Stellmachern nahm ab. Die e W rä eit im
Nahrungsmittelgewerbe blieb unverändert, da erhöhte Beſchäfti
gungsmöglichkeiten im Beruf nicht geboten werden. Der Tex
kil- und Schuhinduſtrie ſchadeten die Schwankungen des
Geldwertes, die zur Zurückhaltung mit Fabrikationsaufträgen
und zur Kaufunluſt des Publikums führten. Entlaſſungen von
Arbeitskräften konnten im allgemeinen bisher vermieden
werden, in einigen Fällen nur durch Verkürzung der Arbeits
S Das Baugewerbe zeigte kein einheitliches Bild.

rbeitseinſtellungen wegen Materialmangel ſtand s
Bedarf an Maurern und Zimmerern gegenüber. Jm Han-
delsgewerbe fehlte es an tüchtigen Buchhaltern, ebenſo an
Stenotypiſten und Stenotypiſtinnen, während an Verkäufern
aller Branchen Ueberfluß war. Der Bedarf an weiblichen
Hausangeſtellten konnte nur zum kleinſten Teil be
friedigt werden. Das Angebot an ungelernten Arbeitern über
ſtieg bei weitem die Nachfrage.

x

s. Aken, 20. Mai. (Städtiſches.) An der hieſigen
Mädchenſchule iſt ſeit Anfang dieſes Jahres Haushaltsunterricht
eingeführt, jetzt konnte auch ein transportabler Kochherd für
1500 Mark angeſchafft werden. Zur Bekämpfung der Woh
nungsnot ſollen Vierfamilienhäuſer auf Koſten der Stadt ge-
baut werden. Für die in Ausſicht genommenen acht Häuſer be
laufen ſich die Kiſtenanſchläge auf 5——6 Millionen Mark. Da in
der Stadt 100 Wohnungſuchende und 25 Wohnungslofe vorhanden
ſind, und die Beſchlagnahme großer Wohnungen fich nur in 28
Fällen als durchführbar erwieſen hat, ſo iſt die Einführung Liner
hohen Wohnungsſteuer geplant, die in Deſſau z. B. 46 000 Mark
eingebracht hat; das Geld wird dem Baufonds überwieſen.
Von einem Angebot der Wirtſchafts und Kunſtvereinigung in
Berlin zur Lieferung von Mänteln und Anzügen für Bedürftige
zum Preiſe von 125 Mark bzw. 350 Mark wird nach den ſchlechten
Erfahrungen in benachbarten Orten Abſtand genommen.

d. Elbingerode, 20. Mai. (Der Parteihaß.) Weil er
bei den Baltikumtruppen gedient hatte, haben die Arbeiter ſeiner
Vaterſtadt Elbingerode den Arbeiter Ernſt Hinze aus allen
Stellungen herausgebiſſen. Die Arbeiterausſchüſſe erklärten den
Betriebsinhabern, daß ſie mit einem ſolchen Mann nicht zu
ſammenarbeiten könnten, ſo daß Hinze überall entlaſſen wurde.
Gr ging dann nach Waſſerleben und hat dort mit dem flüchtigen
Fleiſcher Erich Brandt und dem Arbeiter Otto Bode ſchließlich
einen Einbruch beim Landwirt Ramme begangen, um Geld zu
bekommen. Die Strafkammer Halberſtadt ſah aus den geſchilder-
ten Verhältniſſen die Tat milde an und beließ es bei der ge
ringſten Strafe von drei Monaten Gefängnis.

B. Braunſchweig, 20. Mai. Kapitän von Mueller
als Landtagsabgeordneter.) Unter den 23 Abgeord
neten des Landeswahlverbandes (rechtsſtehende Parteien), welche
nach den Wahlen in den neuen braunſchweigiſchen Landtag ein
ziehen werden, befindet ſich auch der ruhmgekrönte Führer der
„Emden“ Kapitän Karl von Mueller, Blankenburg am Harz.
Unter den Wiedergewählten der übrigen Parteien befinden ſich.

niſterpräſident Dr. Jaſper und Arbeitsminiſter Steinbrecher
beide Mehrheitsſozialiſten), der bekannte Führer der Un-
abhängigen Sepp Oerter, der bisherige Juſtizminiſter Hampe
(Landeswahlverband) und Kultusminiſter Rönneburg (Demokrat).

Sportberichte
Rennen zu Berlin-Grunewald

1. Preis von Golm. 1. Marmolata (Falk), 2. Narwal,
3. Rohrdommel Tot,: 19, 10, 10, 10. Ferner liefen: Malching,
Gemsjäger, Mißmut, Knecht Rupprecht, Sankt Lisko. 2. Lady
Feſta-Rennen. 1. Dunſt (Bleuler), 2. Oberon, 8. Orlog. Tot.
71, 18, 22, 15. Ferner liefen: Jffland, Granit, Livland, Colom-
bine, Gewerke, Hourka. 3. Preis von Friedrichsfelde.
1. Wallenſtein (Zimmermann), 2. Civiliſt, 3. Provingler.
Tot.: 16, 12, 16. Ferner liefen: Pandur, Vergleich. 4. Stern
Jagd-Rennen. 1. Phantaſt (Hr. v. Pelzer), 2. Fips, 8. Minor.
Tot.: 138, 24 17, 14. Ferner liefen: Stella 2, Waldfrieden, Luchs,
Peredur, Hunding (gefallen) und Pronus. 6. Feſtinv-Rennen.
1. Faida (O. Schmidt), 2. Sultana, 3. Olympia. Tot.: 458,
13, 13, 11. Ferner liefen: Racker, Menja, Seehauſen, Marietta,
Schleſierin, Stayr, Politik. Haubitze 2. 6. Prüfungs-Preis.
1. Wellenbrecher (Lewicki), 2. Eiders Glorie, 3. Rhein
preußen. Tot.: 61, 19, 16, 22. Ferner liefen: Spreewald, Roſen
könig, Freilauf, Exzelſior. 7. Fulmen-Ausgleich. 1. Feld
herr 2 (Bleuler), 2. Blindgänger, 8. Ulan 2. Tot.: 95, 52,
19, 25. Ferner liefen: Hofgunſt, Segantini, Retter, Blumen-
königin, Glückauf, Koroby.

DerHalbblut- Rennen in Hannover. che Renn
verein veranſtaltet am Sonntag, den 4. Juli, einen Sonderrenn-
tag für Halbblutpferde. Von den vier ausgeſchriebenen Rennen
ſind je zwei von Landwirten bzw. Herrenreitern (je ein Flach
und ein Hindernisrennen) zu reiten.

Freiherr von Molitor, ehemaliger Generalſekretän des
K. A. C. und offizieller Starter bei allen größeren automobil-
ſportlichen Veranſtaltungen, insbeſondere der Herkomer und
PrinzHeinrichFahrten, iſt in Bad Reichenhall nach langer und
ſchwerer Krankheit im 78. Lebensjahre verſtorben

Waſſerballſpiel. Jn Halle wird am 30. Mai in E. Hoff
manns Bad ein Wettſpiel zwiſchen dem S. V. Neptun Helbra
und dem Halleſchen S. V. von 1902 ſtattfinden.

FußballStädtekampf Budapeſt-- Dresden 3: 1. Die Buda
peſter Städtemannſchaft, die am Sonntag in Berlin weilte und
von der Berliner Verbandsmannſchaft überraſchenderweiſe mit
2:1 geſchlagen wurde, ſpielte am e einem eigenenDrahtbericht zufolge in Dresden auf der Rückreiſe nag der
Heimat gegen eine repräſentative Elf Dresdens und e mit
31, nachdem das Spiel bei Halbzeit noch 0 0 ge hatte.



Es hätten alſo,

Schenck über NewYork

Halle und Amgebung
Halle, 21. Mai.

Die ſoziale Fürſorge in Halle
Nach den Mitteilungen des Statiſtiſchen Amtes beſtanden im

Januar 1920 21 Krankenkaſſen gegen 24 im gleichen Mo
nat des Vorjahres. Jnsgeſamt waren 64 918 Männer und
25 464 Frauen verſichert. 26 Perſonen männlichen und 11 weib
lichen Geſchlechts wurde Jnvalidenrente neu bewilligt.
Altersrente wurde 7 Männern und einer Frau zugebilligt.
Jn 17 Arbeitsnachweiſen wurden 2809 Männern und
952 Frauen Stellen nachgewieſen. Auf das ſtädtiſche Arbeits
amt entfallen davon 2187 Vermittlungen für Männer und 982
für Frauen. Einſchließlich des Reſtes vom 1919
waren 3582 arbeitsſuchende Männer vorhanden, denen ebenfalls
einſchließlich des Reſtes aus dem vergangenen Jahr 3165
Arbeitsangebote gegenüberſtanden. Es wäre alſo, ſelbſt wenn
jede offene Stelle hätte beſetzt werden können, noch ein Ueber
angebot an Arbeitskraft von 417 Männern übrig-
geblieben. Jn Wirklichkeit ſind 978 Arbeitsangebote unerfüllt
geblieben. Anders liegen die Verhälniſſe bei den Frauen. Es
ſuchten 1080 Frauen Arbeit. Angeboten wurden 1490 Stellen.

wenn alle Frauen Stellen hätten annehmen
können, noch 410 Stellen frei bleiben müſſen. Wir haben alſo
hier ein Ueberangebot an Arbeits ſtellen. Jn
Wirklichkeit ſind Ende des Monats noch 558 Stellen unbeſetzt
geweſen.

Ueber den Wohnungsnachweis iſt zu fagen, daß,
wie bekannt, die Nachfrage ſehr groß iſt. Die Differenz
zwiſchen Angebot und Nachfrage betrug 928. Geſucht werden
hauptſächlich kleine Wohnungen bis zu 4 Zimmern, am meiſten
ſolche mit 2 Zimmern. (467 Nachfragen.) Von den ſtändigen
ſtädtiſchen männlichen Arbeitern (1650) verdienen 907
14,01 bis 16 M. in Tagelohn, 535 16,01 bis 20 M. in Tagelohn.
Jm Akkord wird nicht gearbeitet. Jm Armen- und Für
ſorgeweſen wurden im Januar 126 742,26 M. an zuſam-
men 7772 Perſonen ausgezahlt. Jn den weitaus meiſten Fällen
war der Grund Krankheit und Gebrechen. Die Zahl der
Berufsvormundſchaften iſt von 1468 im Januar 1919
auf 1575 im Dezember 1919 und 1592 im Januar 1920 geſtiegen.
Die Vaterſchaft wurde in 12 Fällen anerkannt, in 11 Fällen be
ſtritten und in 3 Fällen nicht ermittelt. Jn 7 Fällen wurde ſie
im Prozeßwege feſtgeſtellt. Aus der Milchküche wurden
17 883 Flaſchen von 140 bis 250 Gr. Jnhalt an täglich durch
ſchnittlich 137 Kunden abgegeben. Die ſtäd tiſche Kriegs
hinterbliebenenfürſorge zahlte in 822 Fällen
16 220,77 M. aus; in der Hauptſache wurde die Unterſtützung
zur Beſchaffung des Lebensunterhaltes und der Kleidung bean
tragt. Die ſtädtiſche Rechtsaguskunftsſtelle wurde
477 mal in Anſpruch genommen. Die meiſten Anfragen be-
trafen Familien- und Erbrechtangelegenheiten. Die Leſe-
halle und Volksbibliothek wurde von 3587 Perſonen
veſucht. Der tägliche Durchſchnittsbeſuch beträgt 117. Den
bedeutend größeren Teil bilden die Männer. Entliehen wurden
ungefähr 10000 Bücher. Beim Gewerbe gericht waren
46 Klagen, darunter 28 neue, beim Kaufmannsgericht
13 Klagen, darunter 8 neue anhängig. Das ſtädtiſche Nah
rungsmittel Unterſuchungsamt führte 223 Unter
ſuchungen aus, bei denen in 60 Fällen ſich Beanſtandungen er
gaben. Jm Dezember 1919 wurden 201 Unterſuchungen mit
35 Beanſtandungen und im Januar 1919 373 mit 57 Beanſtan-
dungen vorgenommen. Bei Vollmilchunterſuchungen wurde ein
durchſchntttlicher Fettgehalt von 2,91 Proz. feſtgeſtellt.

Aus der Verwaltungsſtatiſtik.
Auf dem Schlachthof wurden nach dem Monatsbericht

des Statiſtiſchen Amtes der Stadt Halle für Januar 1920 1258
Schlachtungen vorgenommen. Jm Dezember 1919 waren es
1374, im Januar 1919 3282. Am meiſten wurden Kühe oder
Färſen geſchlachtet. Die ſtädtiſche Gasanſtalt gab
661 300 chm (im Dezember 1919 563 430, im Januar 1919
1 137 550 cbm) an das Rohrnetz ab. Der Steinkohlenverbrauch
betrug 1573,5 Tonnen Dezember 1919 1572,09, Januar 1919
2570 Tonnen). Die Koksabgabe belief ſich auf 467,05 Tonnen
(Dezember 1919 405,95, Januar 1919 1414,95 Tonnen). Die
ſtädtiſchen Waſſerwerke förderten 520 146 Kubikmeter
Waſſer. Die Sparkaſſe hat bei 37988 Abfertigungen
7,8 Mill. M. Einzahlungen und 10,1 Mill. M. Auszahlungen
vorgenommen. Die Auszahlungen überſchreiten alſo die Ein
zahlungen um 2,2 Mill. M. Jm Leihamt wurden 1666
Pfänder verſetzt und 1084 eingelöſt, zuſammen 2760 Pfänder.
Der Taxwert dieſer Pfänder betrug 138 743 M., die dafür
ausgeliehenen Summen 70 119 M. Der Umſatz hat gegen den
Januar des Vorjahres ſtark zugenommen. Auktionsverkäufe
fanden weder im Januar 1919 noch 1920 ſtatt.

Die Berufsfeuerwehr wurde im Januar 10 mal zu
Bränden gerufen, 3 mal wurde ſie unnötig alarmiert, in 268
Fällen wurde ſie zu Hilfeleiſtungen gerufen. Die Betriebslänge
der Städtiſchen Straßenbahn betrug 31,1 Kilometer,
die der Straßenbahn Halle-- Merſeburg 14,78 Kilometer. Die
Städtiſche Straßenbahn beförderte auf 565 056 Wagenkilometern
2 779 429 Perſonen. Die Betriebseinnahmen betrugen
822 433,93 M. Auf ein Wagenkilometer kommen 4,9 beförderte
Perſonen. Ein Vergleich mit dem Januar und Dezember 1919
ergibt, daß bei einer ſtarken Vermehrung der geleiſteten Wagen
kilometer die Zahl der beförderten Perſonen etwas zurückgegan-
gen iſt. Die Betriebseinnahmen haben eine nur geringe Ver
mehrung erfahren. Das Verhältnis der beförderten Perſonen
auf den Wagenkilometer ſtellt ſich im Januar 1919 auf 9,5, im
Dezember 1919 auf 6,2 und Januar 1920 auf 4,9. Hth.

Die künftigen Garnifonſtädte. Von zuſtändiger Stelle
wird den Gerüchten, daß künftig nur Städte mit über 75 000 Ein
wohnern Garniſon erhalten ſollen, entſchieden entgegengetreten.
Die Reichswehr ſoll vielmehr vor allem in mittlere und
kleine Städte gelegt werden, da die großen Städte durch
die grüne Sicherheitswehr ausreichend geſchützt erſcheinen.

Vom Reichs-Kursbuch erſcheint Anfang Juni eine neue
Ausgabe zum Preiſe von 16 Mark. Beſtellungen nehmen alle
Poſtanſtalten und Buchhandlungen entgegen. Wegen der Schwie
rigkeiten bei der Herſtellung des Kursbuches wird eine tunlichſt
frühzeitige Beſtellung empfohlen, weil ſonſt möglicherweiſe auf
Lieferung nicht zu rechnen iſt.

SächſiſchThüringiſcher Verein für Erdkunde. Jn der
Fachſitzung am Mittwoch abend ſprach Herr Profeſſor Dr.

w. 1609 von den Holländern gegründet,
hat es jetzt 454, mit ſeinen Vorſtädten 616 Millionen Einwohner.
Die von BritiſchVirginig und Neu England eingeſchloſſene nie
derländiſche Kolonie Neu Amſterdam wurde 1664 von den Eng
ländern erobert und ſeitdem NewYork genannt. Die Täler des
Hudſon und Mohac öffnen den Weg zu den großen Seen, dem
Gebiet der Weizenerzeugung und Holzausfuhr, der Eiſen und
Kupferlager. Der Handelsverkehr geht faſt ausſchließlich nach
Europa, erſt jetzt beginnt ſich NewYork auch auf den Schiffsver
kehr nach Südamerika einzuſtellen. Die Stadt iſt alſo nicht ein
Welthandelsplatz, wie London und Hamburg. Trotz der großen
Rüſtenlänge der Vereinigten Staaten entfällt auf NewYork Die
älfte der Einfuhr und ein Drittel der Ausfuhr des Landes.

r Süden iſt die Geſchäftsſtadt mit ihren Wolkenkratzern, deren
höchſter mit 55 Stockwerken 233 Meter Höhe erreicht. Daran
ſchl ſich das Vergnügungeviertel mit den Hotels und Theatern,h e u Die Wolkenkratzer der B

eradt ronnken erbaut werden, da der Unkergrund feſter Fels ſſt,
nicht t wie in Berlin, wo derartige Gebäude keinen Beſtand

nnten.
Alle Freunde der Lating und ehemaligen Lateiner werden

gebeten, zwecks Errichtung eines Denkmals zu Ehren der
gefallenen Lateiner Geldſpenden an die Anſchrift des
Studienrats K. Weiske, Niemeyerſtraße 3. zu ſenden.

Zur Entgegennahme von Todesanzeigen ſind die Büros
2f ſart Mai (Pfingſtmontag) vormittags von 826 bis 93 Uhr
geö

Joſef Plaut, der glänzende Humoriſt und V skünſt
ler, berührt auf ſeiner Sommerreiſe unſere Stadt und gibt am
27. Mai im „Mozartſaal“ einen „Heiteren Abend“ mit ganz
neuem Programm. Karten bei H. Hothan.

FSamilien Nachrichten
Verlobungen: Lotte Ruck und Karl Walther. Char-

lotte Hampe und Paul Meye. Charlotte Nitzſchke und
Fritz Jänicke.

Vermählungen: Erich Burkhardt und Anna Burkhardt
eb. Unbekannt. Fritz Schmidtmer und Tonh

Schmidtmer geb. Deutſchbein.
Todesfälle: Am 19. Mai Reinhard Herrmann im

ch Lebensjahr. Am 19. Mai Albert Sattler im 50. Lebens
jahr.

Eingeſandt-
(Wir machen beſonders darauf aufmerkſam, daß in dieſer Rubrik alle
unſere Leſer zu Worte kommen, gleichgültig, ob ihre Anſichten mit denen
der Redaktion übereinſtimmen oder nicht. Die Redaktion übernimmt
alfo für dieſe Rubrik keinerlei Verantwortung dem Publikum gegenüber

Jntendanz und Symphoniekonzerte.
Anläßlich des ſchlecht beſuchten letzten Symphoniekonzertes

im Stadttheater konnte man verſchiedentlich Vorwürfe gegen das
ſäumige Halleſche Konzertpublikum hören. Mit Unrecht macht
man aber das e Publikum hierfür verantwortlich, denn
daß hier reichlich Jntereſſe für abſolute Muſik vorhanden iſt,
beweiſen die glänzend beſuchten Schachtebeck- und VerſteegKon-
zerte mit ihren geſchmackvollen Programmen, ihrer künſtleriſch
vornehmen Reklame und ihren erzieheriſchen Tendenzen, be
weiſen weiter die Konzerte der Robert FranzSingakademie und
des Händelvereins. Freilich kann Herr Sachſe nicht verlangen,
daß das Haus beſucht iſt, wenn das Programm tatſächlich
zu dieſem Konzerte erſt 48 Stunden vorher zu erfahren war (in
anderen Städten werden die Programme etwa 14 Tage vorher
bekanntgegeben und vor Beginn der Saiſon wird eine Ueberſicht
über das gegeben, was geboten werden ſoll). Man hat eben all
mählich gemerkt, daß die Symphoniekonzerte ſo nebenbei, ohne
beſtimmten Plan, ohne feſte einheitliche künſtleriſche Leitung ge

eben werden. Was bieten andere ſtädtiſche Orcheſter, was zum
eiſpiel Magdeburg! Beſtimmte Tage für die Konzerte ſind

nicht angeſetzt, man kann mit ſeiner Zeit nie ent
ſprechend disponieren! Und welche beſcheidene Zahl von Kon
zerten! Denn darüber darf man ſich doch nicht täufchen: Das
achte Konzert iſt zwar angezeigt, doch tatſächlich iſt es das fünfte
(zwei Konzerte wurden von der Singakademie, eins vom Händel-
verein gegeben, bezeichnenderweiſe waren das die beſuchteſten
Konzertel!). Die Zahl der Konzerte wird alſo immer geringer.
Auch dürfte man die Preiſe für die Konzerte ſo hoch
ſetzen wie die der Operl Oder aber es wäre ein Soliſt heranzu
ziehen, der leiſtungsfähig iſt und ſich dem Programm einpaßt.
Es iſt eben eine Erfahrungstatſache, daß reine Orcheſterkonzerte
nur dann gut beſucht ſind, wenn es ſich um ein erſtklaſſiges
Orcheſter oder einen ganz bedeutenden Dirigenten (Nikiſch,
Weingartner) handelt. Alle Hochachtung vor Schumann und
Graener als Muſiker und Komponiſten, aber dem großen
Publikum bekannte, hinreißende Konzertdirigenten, die imſtande
wären, allein mit dem Orcheſter das Haus zu füllen, ſind ſie nun
mal nicht. Aber vor allem: Es fehlt in der Aufſtellung der
Programme eine einheitliche, künſtleriſch disponierende Hand.
Gewiß iſt es in dieſem Jahre, ſeit Herr Sachſe ſcharf kritiſiert
wurde, beſſer geworden. So geſchmackloſe, kunterbunte Pro-
gramme wie in den Vorjahren gibt es nicht, das Orcheſter iſt
verſtärkt, der Soliſt fällt nicht aus dem Rahmen. Aber es gab
dieſen Winter nicht ein Violinkonzert, nicht ein Klavierkonzert,
keine Hahdnſche, keine Mozartſche Symphonie. Beethoven er-
h nur mit einer Symphonie, Bruckner und Mahler, Mendels-
ohn und Volkmann, Strauß und viele andere erſchienen über

haupt nicht. Beethovens Paſtoralſymphonie iſt ſeit vielen Jahren
in Halle nicht zu hören, dafür deklamiert Herr Sachſe nächſte
Woche zum wiederholten Male das in Konzertſälen und Kaba-
retts abgeklapperte Hexenlied. Daß Schillings in einem ganzen
Konzert zur Geltung kommt, iſt ſehr begrüßenswert, aber wäre
es nicht beſſer, daß die treffliche Frau Kemp uns ſtatt des Hexen
liedes noch einige Lieder ſingt? Und wenn es das Hexenlied
ſein ſoll, könnten wir es dann nicht einmal von einem bedeuten
den Rezitator wie Wüllner hören? Es iſt nie gut für eine
Bühne und ſeit Jahrzehnten an vornehmen Bühnen auch nicht
mehr üblich, daß der Direktor, und nun gar der Jntendant per-
ſönlich als Sänger, Schauſpieler und Rezitator auftritt. Der
Leiter einer großen Bühne ſoll über dem Ganzen ſtehen und
nicht nach dem Lorbeer des Darſtellers mehr ſtreben.

Jedenfalls iſt es dringend Zeit, daß von der Theaterdepu-
tation etwas in der Konzertfrage getan wird. Wie wäre es,
wenn das Orcheſter ſich zuſammentäte unabhängig vom Jn-
tendanten, alſo ſo, wie in vielen anderen Städten ſich einen
tüchtigen Konzertdirigenten wählte und mit dieſem zuſammen
10 Konzerte mit planmäßig, künſtleriſch zuſammengeſtellten
Programmen und guten Soliſten gäbe? Was dem Verſteeg-
Quartett gelungen iſt, wird unſerem Orcheſter, das dann wohl
auch finanziell beteiligt ſein könnte, auch gelingen. Nur Liebe
zur Sache und eine etwas geſchicktere Reklame müßte da ſein!

Karl Erich.
volkswirtſchaft

Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Anmeldung und Beſchlagnahme
von Wertpapieren

Wir haben bereits die Einzelheiten der Bekanntmachung über
die Anmeldung und Beſchlagnahme agus ländiſcher Wert-
papiere laut Beſtimmungen des S 10 Abſatz 1 der Anlage zu Ar
tikel 298 des Friedensvertrages mitgeteilt. Noch einmal ſei her
vorgehoben, daß abgabepflichtig deutſche Reichsangehörige ein
ſchließlich der in Deutſchland anſäſſigen juriſtiſchen Perſonen
und Geſellſchaften ſind, und daß ſich die Anmeldepflicht vom 15.
bis 31. Mai 1920 erſtreckt. Die Ausgabe des Deutſchen Reichs
anzeigers“ vom 14. Mai bringt nun ausführlich die Bekannt
machung nebſt Mitteilung über die Urkundenanmeldung ſowie
die Anlagen zur Ausführungsanweiſung. Nach letzterer unter
liegen von den an deutſchen Börſen amtlich notierten Effekten
folgende Werte der Anmeldung:

1. Britiſches Reich: 5proz. Amelia Nitrate Co. Ltd. Obl.,
Roſario Nitrate Co. Ltd. Aktien, St. Pauli Brewery ordy. ſhs.,
4proz. St. Pauli Brewery Obl., St. Pauli Brewery preferred ſhs.,
Eanada Pacific Shares, South Weſt Africa Comp. Limited
Shares. 2. Jtalien: Jtalieniſche Meridional Eiſenbahn Geſ.
Aktien, Jtalieniſche Mittelmeer Eiſenbahn Geſ. Aktien, Sardi-niſche Sekundärbahn Aktien, Bancg Commerciale Jtaliang
Aktien. 8. Belgien: Banque centrale Anverſoiſe S. A. Aktijen,
Banque de Bruyxelles S. A. Aktien, S. A. John Cokerill, Seraing
4prog. Obl. 4. Polen: Commerz-Bank in Warſchau Aktien,
Handebebhark in Lodgz Aktien, Lodzer Fabrik Eiſenb. Geſ. in

w. ſteuerfr, Prior. Anl, v. 1901, Warſchauen DQib

der Kurſe der Aktienwerte nach ſich ziehen müßte.

waren Obl.
Der Eigentümer hat die ere meiner inländiſchen Bank oder a leere witg

einer Reichsbankanſtalt anzumelden, und zwar unter s
der bei den Reichsbankanſtalten erhälklichen Vor der

na u en, er ern n hund Gewiſſen gemacht habe. noch beſten d

e in
in Leipzig, iſt mit einem Grundkapital von 1 000 000 dtor nß

darauf zurückzuführen ſei, daß Belgien bedeutend h beſoals Suht Viele Beſteller baren infolgedeſſen den e

aufträge n Auch in Remſcheid und Solingen
die Dinge ähnlich.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbilbdung. Der neuerliche ſtarke z

faſt aller Deviſenkurſe war zwar bei Eröffnung der Vondie Kursbildung von teilweiſe weiter abſchwächendem c

ſpäter trat jedoch eine leichte Befeſtigung auf den Haupt
ein, da anſcheinend die Auffaſſung ſich durchzuſetzen bedie Erholung des Markkurſes nicht automanſh einc 3

s Weſetrug auch die ſprunghafte Aufwärtsbewegung der Sbahnaktien von 590 auf 623 zur Befeſtigung bei. n
waren mäßige Rückgänge auf den Hauptgebieten in der
zahl, die aber nur bei Laurahütte, Oberbedarf, Badiſche
Elberfelder Farben und Deutſch-Ueberſee über 10 Proz. hin
gingen. Für einzelne Jnduſtriepapiere und beſonders dal
waren aber auch ganz anſehnliche Beſſerungen feſtzuſt
Bankaktien verzeichneten mäßige Einbußen. Stark geben
kaner nach. Heimiſche Rentenwerte lagen feſt mit Aue
der dreiproz. Reichsanleihe.

Produktenbericht. Bei unverminderter Kaufluſt für
hielten ſich die Preiſe auf ungefähr geſtrigem Stande g
ſcheint, iſt auf der ſchon drei Tage ſich ziemlich gleichmäßie
tenden Preislage zunächſt diejenige Grenze erreicht worden
der die Reichsgetreideſtelle hier ſowohl wie auswärts kauft
Hülſenfrüchte bleibt die Abneigung der Käufer zum
dieſer und beſonders von Erbſen beſtehen, wogegen Pferde
bei wachſender Nachfrage ihre Preiſe weiter erhöhen o
Wetter: ſchön.

DeviſenNotierungen:
BerlGeld Brief 7 2Amſterd. Rotterd. 1613,40 1616.60 NewYork 4370

BrüſſelAntwerp. 32965 33035 Paris 31370
Chriſtiania 799,20 800.80 Schweiz 78430Kopenhagen 719,25 720,75 Spanien 719
Stockholm 924,10 925,90 Wien (altes) 1898
Helſingfors 219,75 220,25 Oeſterreich abgeſt. 272
talien 224.75 225,255Prag 84,60London 16880 169,20 l Budapeſt 20,08

Hafernotierungen:
Berlin, 20. Mai. Jnländiſcher Hafer, für 1000 ke mm

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn 3490-350
ſFeartige Abladung ab Abladeſtationen 3360-3440 Mk. Ten
eſt.

Im freien Verkehr warden nicht amtlich ermitt
Dentsche Werte Denutsehe Deberse e-El,

Ah Deutsche Schatz- Deutsche Erdölscheine VI--IX 75.75 Dentsehe Gasglühl.
5 Deutsche Reichsanl. 75,75 Deutsche Kali4 75.75 Dentsehe Waff. u. Mun68.90 r r3 71.40 ring u. Lehrmann4 Preuss. Kopsols 74.80 Dürkoppwerke.

J 63,40 u It e den3 v 58.75 ngelhard Brauerei4 COharl. Stadtanl. 8999 96.59 Felten u. Guilleaume
4 Magdeb. Stadt anl. 9106 Gasmotoren Deutz
49 n. Sächs. Iandseh aft- Gebhardt u. Co.

liche Pfandbriefe Gebhardt u. König4 Prouss. Centr.-Bod.- Gelsenkireh. Berghb.
Pfandbriefe 101. Glauziger Zuekerfbr.4 Preuss. Hypot.-Bank- Hallesche Masch.-Fabr.
Pfandbriefe 1911 192.80 Hann. Maseh.

h Dessauer Gas-Oblig. 105.96,80 asper KDisen

Anslüänd. Werte er d4 Oesterr. Kron. Rente 25,40 Hoesoh Bisen u. Stahi4 Ungar. Gold-Rente 60,50 Poheniohe- Worre
4 Ungar. Kronen-Rente 29 Humbol t.
Visenbahn-Aktien: Iee-BerghanHalberstadt Blankenb. 86, r e enHalle-Hettstedter 7 Körbied rer AktSohantungbahn 822 K u üttsAllg. Lokal-Str 116.25 h auser 5Gr. Berl. Str. 134. 132 u. Co.Magdeburger Str. B. 146, herLux. Prinz Heinrich. -B. 470, aurahütte5360 Lingel. ErfurtOrientbahn 200., 1 Tinſeo u. HotmannScehi ffahrts- Akt. Ludwig Loewe u. Co.Hambg. Paketfahrt 174 25 Lothringer Hötte
Hambg. -Südamerika Mannesmannröhren
Hansa-Dampfschift Maschinenfabr. 3uekan
Nordd. Lloyd j o Obersehi. Visenb. Bed.Banken:- do. Caro Heg.Bank für Thür. e do. Kokswerke

Orenstein u. Koppeldeisges.Berl. Handelsges Phönix-Bergb.Comm n. Diskontobanik
Darmstädter Bank 157 Epgin. Metall-Vorz.
Dess. Landesbank Rhein. StanlwarenDeutsche Bank 282. Riebeck. MontanDiskonto-Comm. 2. Rombacher HüttenDresdner Bank I. sitzer Braunk.Credit-Anst. Leipzig I173 25 Rositzer Zucker
Mitteld. Kreditbank 156, Sangerhäuser Maseh-

n Privat- Bank 174, Hugo Schneider u. Co.
Nationalbank 143, Schuckert u. Co.Oesterr. Kredit 92.25 iemens u. Halske
Reichsbank 11147 Ztettiwer d itnIndustrie-Aktien: rSehultheiss- Brauerei 256, Strals. Spielrarten

Akt. t. Anilin S. Irr PoenrAllgem. Elektr.-Ges. 310, r Aale Eisenbütte
Ammendorfer Papierf. 595,Anhalter Kohlenw. Triptis- Akt. -Ges-Türkische Tabakregie

ehe tenBergmann-Kiekt. Akt. 201. J aueetot Hübner.
Bert Naseh. Bau k.Bismarckhütte JeBochumer GuBstahl 282. wirr Gubstahl
Chem. Fabrik Buckan 260, Wrede-Mälzerei
Chem. Griesheim 312. Zeitzer Masch.
S a Vengiro Zriletog. Waldhote eertebr Otavi-Minen

mler-Motoren essertDeutsch-Luxemburg 272.75 Tendenz geb

Hauptſchriſtleiter: Helmut Böttcher. an
Verantwortlich für Politik Helmut Bottcher; für politiſche Rachr
wirtſchaft und Sport Haus Heiling; für den geſamten Abrigen re

Teil Erich Sellheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten Knie
Orio Threle, Buch und Kunſtdruckeret. Verſag der Halleſchen hein
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